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	§ 6 AktO mit Liste 2, 53 und 53a aktuell (Fassung NRW)
	AktO 2023

	§ 6 Fristen, Termine, Haftkontrollen
	§ 6 Fristen und Termine

	(1) 1Sämtliche angeordneten oder von Amts wegen zu beobachtenden Fristen sind in der Weise zu erfassen, dass die in Liste 2 aufgeführten Daten, sortiert nach Kalendertagen, in Listenform dargestellt werden können.
	§ 6 (1) 1Sämtliche angeordnete oder von Amts wegen zu beachtende Fristen sind elektronisch in geeigneter Weise mit folgenden Angaben zu vermerken:
1.	Aktenzeichen oder Geschäftsnummer,
2.	Bezeichnung der Angelegenheit,
3.	Datum des Fristablaufs,
4.	Bearbeiter, soweit nicht anhand des Aktenzeichens oder der Geschäftsnummer ersichtlich, 
5.	zusätzliche Bemerkungen, zum Beispiel Grund der Vorlage.

	2Die Möglichkeit zur Darstellung in Listenform ist entbehrlich, wenn durch ein IT-System auf andere Weise sichergestellt ist, dass der Vorgang rechtzeitig vorgelegt bzw. die Aktion, die an den Fristablauf anknüpft, rechtzeitig eingeleitet wird.
	

	3In Ausnahmefällen können auf Anordnung der Behördenleitung Fristen in der Weise überwacht werden, dass die Akten in mehreren, ausschließlich dafür bestimmten Fächern niedergelegt werden; dann bedarf es der Erfassung nach Satz 1 nur, wenn es im Einzelfall angeordnet ist oder wenn die Akten vor Erledigung der Frist aus dem Fristenfach entnommen und nicht alsbald wieder hineingelegt werden.
	§ 6 (1) 2Auf Anordnung der Gerichts- oder Behördenleitung kann die Kontrolle von Fristen in Papierakten auch in sonstiger Weise geführt werden, zum Beispiel durch Fristenfächer oder Hängeregistraturen.

	4Es ist darauf zu achten, dass die Menge der in den Fristenfächern niedergelegten Akten stets in angemessenen Grenzen gehalten wird. 
	entbehrlich

	5Auf Anordnung der Behördenleitung kann die Kontrolle der gewöhnlichen kurzen Fristen auch in sonstiger Weise (z. B. 
bei Hängeregistraturen) geführt werden.
	§ 6 (1) 2Auf Anordnung der Gerichts- oder Behördenleitung kann die Kontrolle von Fristen in Papierakten auch in sonstiger Weise geführt werden, zum Beispiel durch Fristenfächer oder Hängeregistraturen.

	(2) 1Fristen in Haftsachen und in Sachen, in denen die einstweilige Unterbringung des Beschuldigten nach § 126a StPO angeordnet ist, sind stets so zu erfassen und bei der Erfassung so zu kennzeichnen, dass sie von sonstigen Fristen unterschieden und, nach Kalendertagen sortiert, in einer gesonderten Liste dargestellt werden können.
	§ 6 (3) 1Bei jedem Gericht und jeder Staatsanwaltschaft sind gesonderte Listen der Personen, gegen die eine Haft, Freiheitsentziehung oder Unterbringung vollzogen wird, zu führen. 2Hierbei sind das Aktenzeichen, der Name und Vorname der Person, der Beginn und das Ende der Maßnahme sowie besondere Fristen zu vermerken. 3Die besonderen Fristen ergeben sich aus den nachfolgenden Bestimmungen. 4Die Listen müssen nach den in Satz 2 genannten Daten abrufbar sein.
§ 27 (8) 2Der jeweils nächste Prüfungstermin ist an deutlich sichtbarer Stelle zu vermerken. 3§ 3 Absatz 2 Satz 3 gilt entsprechend. 4Die Fristen sind gesondert nach § 6 Absatz 3 zu vermerken.
§ 29 (4) 2Der jeweils nächste Prüfungstermin ist an deutlich sichtbarer Stelle zu vermerken. 3§ 3 Absatz 2 Satz 3 gilt entsprechend. 4Die Fristen sind gesondert nach § 6 Absatz 3 zu vermerken.
§ 30 (4) 2Der jeweils nächste Prüfungstermin ist an deutlich sichtbarer Stelle zu vermerken. 3§ 3 Absatz 2 Satz 3 gilt entsprechend. 4Die Fristen sind gesondert nach § 6 Absatz 3 zu vermerken.
§ 38 (4) 1Haftprüfungstermine nach § 122 StPO sind auf dem Aktenumschlag an deutlich sichtbarer Stelle zu vermerken. 2Fristen in Haftsachen und Prüfungsfristen für freiheitsentziehende Maßregeln nach § 67e StGB sind gesondert nach § 6 Absatz 3 zu vermerken.

	2Für jeden Beschuldigten, gegen den ein Haftbefehl, ein Unterbringungsbefehl (§§ 126a, 275a StPO, § 71 Abs. 2 und § 72 Abs. 4 JGG) oder ein Unterbringungsbeschluss (§ 81 StPO, §§ 73, 109 JGG) erlassen wird, ist den Akten ein Haftmerkzettel vorzuheften, aus dem die in Liste 53 aufgeführten Daten ersichtlich sind.
	§ 38 (5) 1Für jeden Beschuldigten, gegen den ein Haftbefehl, ein Unterbringungsbefehl oder ein Unterbringungsbeschluss erlassen wird, ist ein Haftmerkzettel zu erstellen. 2In diesem sind folgende Angaben mit der zugrundeliegenden Blatt- oder Seitenzahl zu vermerken: ...
3Den in Papier geführten Akten und Handakten ist der Haftmerkzettel vorzuheften. 4Bei elektronischen Akten ist sicherzustellen, dass diese Angaben auf andere Weise deutlich erkennbar sind.

	3Werden nach § 67e StGB Fristen verfügt, um die Dauer der Unterbringung in einem psychiatrischen Krankenhaus, der Sicherungsverwahrung oder der Unterbringung in einer Entziehungsanstalt zu überwachen, so sind sie von der Vollstreckungsbehörde in der in Abs. 1 Satz 1 bezeichneten Weise zu erfassen und in der in Satz 1 bezeichneten Weise besonders zu kennzeichnen; ist die Staatsanwaltschaft die Vollstreckungsbehörde, so hat sie auch die Vorlage der Akten an das Gericht zu bewirken.
	§ 6 (3) 1Bei jedem Gericht und jeder Staatsanwaltschaft sind gesonderte Listen der Personen, gegen die eine Haft, Freiheitsentziehung oder Unterbringung vollzogen wird, zu führen. 2Hierbei sind das Aktenzeichen, der Name und Vorname der Person, der Beginn und das Ende der Maßnahme sowie besondere Fristen zu vermerken. 3Die besonderen Fristen ergeben sich aus den nachfolgenden Bestimmungen. 4Die Listen müssen nach den in Satz 2 genannten Daten abrufbar sein. 
§ 38 (4) 2Fristen in Haftsachen und Prüfungsfristen für freiheitsentziehende Maßregeln nach § 67e StGB sind gesondert nach § 6 Absatz 3 zu vermerken.

	(3) Die Termine für mündliche Verhandlungen in bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten und für die Hauptverhandlungen in Strafsachen und Bußgeldsachen sind in der im Besonderen Teil der Aktenordnung bezeichneten Weise zu erfassen, und zwar dergestalt, dass die Daten für jeden Spruchkörper gesondert abgerufen werden können.
	§ 6 (2) Termine sind mit Datum, Uhrzeit und Ort elektronisch in einer Weise zu vermerken, die die Erstellung eines Verzeichnisses nach Absatz 4 ermöglicht.

	(4) 1Für alle Gerichtssitzungen ist ein Terminsverzeichnis dem Gericht vorzulegen und eine Mehrfertigung des Verzeichnisses vor Beginn des ersten Termins an dem Eingang zum Sitzungszimmer und ggf. an der zentralen Informationstafel auszuhängen.
	§ 6 (4) 1Für jeden Sitzungstag ist ein Verzeichnis der Termine 
vor Beginn des ersten Termins an dem Eingang 
zum Sitzungszimmer und gegebenenfalls an der zentralen Informationstafel anzuzeigen.

	2In das auszuhängende Terminsverzeichnis sind 


für alle öffentlichen Sitzungen 
der Terminstag, 
die Terminsstunde, 
das Aktenzeichen sowie 
die Saal- bzw. Raumnummer und, 
sofern die Richterin (Vorsitzende) bzw. der Richter (Vorsitzende) bzw. die Rechtspflegerin oder der Rechtspfleger nichts anderes anordnet, die Namen der Vorsitzenden bzw. des Vorsitzenden oder der Rechtspflegerin bzw. des Rechtspflegers, der mitwirkenden Richterinnen oder Richter einschließlich der Laienrichterinnen und Laienrichter, 
der Verfahrensbeteiligten (ggf. Kurzbezeichnung) und der Verfahrensgegenstand 
aufzunehmen; in Strafsachen darf die der bzw. dem Angeklagten zur Last gelegten Straftat nicht vermerkt werden.
	§ 6 (3) 2In das Terminverzeichnis sind aufzunehmen:
1.	das Gericht mit Abteilung,
7.	Angabe zur Öffentlichkeit der Sitzung,
8.	für alle öffentlichen Sitzungen die Angelegenheit, …
2.	das Datum,
5.	die Uhrzeit,
6.	das Aktenzeichen,
3.	der Ort, zum Beispiel Saal- oder Raumnummer,
4.	die Namen des Vorsitzenden oder des Rechtspflegers, der mitwirkenden Richter einschließlich der ehrenamtlichen Richter, sofern der Vorsitzende nichts anderes anordnet

8.	für alle öffentlichen Sitzungen die Angelegenheit, zum Beispiel durch die Bezeichnung der Parteien, gegebenenfalls als Kurzbezeichnung.

	3Für Sitzungen, in denen ausschließlich nicht öffentlich zu verhandeln und zu verkünden ist, sind die Namen der Verfahrensbeteiligten und der Verfahrensgegenstand nicht in das auszuhängende Terminsverzeichnis aufzunehmen.
	

	(5) Alle übrigen Termine sind in der in Abs. 1 Satz 1 und 2 bezeichneten Weise zu erfassen.
	§ 6 (2) 1Termine sind mit Datum, Uhrzeit und Ort elektronisch in einer Weise zu vermerken, die die Erstellung eines Verzeichnisses nach Absatz 4 ermöglicht.

	(6) 1Bei jedem Gericht und jeder Staatsanwaltschaft ist eine Liste über die Personen, gegen die eine freiheitsentziehende Maßnahme vollzogen wird, zu führen (Liste 53a).
	§ 6 (3) 2Bei jedem Gericht und jeder Staatsanwaltschaft sind gesonderte Listen der Personen, gegen die eine Haft, Freiheitsentziehung oder Unterbringung vollzogen wird, zu führen. 2Hierbei sind das Aktenzeichen, der Name und Vorname der Person, der Beginn und das Ende der Maßnahme sowie besondere Fristen zu vermerken. 3Die besonderen Fristen ergeben sich aus den nachfolgenden Bestimmungen. 4Die Listen müssen nach den in Satz 2 genannten Daten abrufbar sein.

	2Sofern die Liste IT-unterstützt geführt wird, müssen die Daten in Listenform abrufbar sein, und zwar wahlweise sortiert nach laufenden Nummern, Namen oder Terminen.
	

	3Eine nach laufenden Nummern sortierte Liste genügt, wenn darin für jeden Eintrag mindestens drei Haftprüfungstermine dargestellt werden können, es sei denn, die Behördenleitung erachtet das Vorhalten zusätzlicher Listen nach Satz 2 oder Abs. 1 Satz 1 für erforderlich (z. B. weil bei einem großen Anfall von Haftsachen die Überwachung der Haftprüfungstermine anhand der nach laufenden Nummern sortierten Liste nicht in ausreichendem Maße gewährleistet wäre).
	

	4Für Personen, die zur Festnahme ausgeschrieben sind, sind die Daten zu erfassen, die aus den Vordrucken für die Ausschreibung ersichtlich sind.
	

	
	

	Liste 2 (§ 6 Abs. 1)
	

	Fristen und Termine
	§ 6

	
	(1) 1Sämtliche angeordnete oder von Amts wegen zu beachtende Fristen sind elektronisch in geeigneter Weise mit folgenden Angaben zu vermerken:
	(4) 2In das Terminverzeichnis sind aufzunehmen:

	
	
	1.	das Gericht mit Abteilung,
3.	der Ort, zum Beispiel Saal- oder Raumnummer,

	1.	Geschäftsnummer
	1.	Aktenzeichen oder Geschäftsnummer,
	6.	das Aktenzeichen,

	2.	Bezeichnung der Sache
	2.	Bezeichnung der Angelegenheit,
	8.	für alle öffentlichen Sitzungen die Angelegenheit, zum Beispiel durch die Bezeichnung der Parteien, gegebenenfalls als Kurzbezeichnung.

	3.	Terminstag
	
	2.	das Datum,

	4.	Terminsstunde (soweit erforderlich)
	
	5.	die Uhrzeit,

	
	3.	Datum des Fristablaufs,
	

	5.	Sachbearbeiterin oder Sachbearbeiter (soweit nicht anhand der Geschäftsnummer ersichtlich)
	4.	Bearbeiter, soweit nicht anhand des Aktenzeichens oder der Geschäftsnummer ersichtlich,
	4.	die Namen des Vorsitzenden oder des Rechtspflegers, der mitwirkenden Richter einschließlich der ehrenamtlichen Richter, sofern der Vorsitzende nichts anderes anordnet,

	6.	Datum, an dem die Akten vorgelegt worden sind
	
	

	7.	Bemerkungen
	5.	zusätzliche Bemerkungen, zum Beispiel Grund der Vorlage.
	7.	Angabe zur Öffentlichkeit der Sitzung,

	
	

	Liste 53 (§ 6 Abs. 2)
	§ 38 (5) 1Für jeden Beschuldigten, gegen den ein Haftbefehl, ein Unterbringungsbefehl oder ein Unterbringungsbeschluss erlassen wird, ist ein Haftmerkzettel zu erstellen. 2In diesem sind folgende Angaben mit der zugrundeliegenden Blatt- oder Seitenzahl zu vermerken:

	Haftmerkzettel
	

	Zu erfassen sind:
	

	1.	Geschäftsnummer des Gerichts
	2.	Aktenzeichen des Gerichts,

	2.	Geschäftsnummer der Staatsanwaltschaft
	1.	Aktenzeichen der Staatsanwaltschaft,

	3.	Name der oder des Beschuldigten
	3.	Vor- und Familienname sowie Geburtsdatum des Beschuldigten,,

	4.	Name der Verteidigerin oder des Verteidigers
	4.	Vor- und Familienname des Verteidigers,

	5.	Name der nach § 114c StPO zu benachrichtigenden Person
	5.	Vor- und Familienname der nach § 114c StPO zu benachrichtigenden Person,

	6.	Tag, an dem der Haftbefehl, Unterbringungsbefehl oder Unterbringungsbeschluss
a)	erlassen
b)	außer Vollzug gesetzt
c)	wieder in Vollzug gesetzt
d)	aufgehoben
worden ist
	6.	Datum, an dem der Haftbefehl, Unterbringungsbefehl oder Unterbringungsbeschluss:
a)	erlassen,
b)	außer Vollzug gesetzt,
c)	wieder in Vollzug gesetzt,
d)	aufgehoben
worden ist,

	7.	Tag, an dem die oder der Beschuldigte
a)	vorläufig festgenommen
b)	in Untersuchungshaft genommen bzw. untergebracht
c)	entlassen
d)	wieder in Untersuchungshaft genommen
e)	wieder entlassen
worden ist
	7.	Datum, an dem der Beschuldigte
a)	vorläufig festgenommen,
b)	in Untersuchungshaft genommen oder einstweilen untergebracht,
c)	entlassen,
d)	wieder in Untersuchungshaft genommen,
e)	wieder entlassen
worden ist,

	8.	Anstalt(en), in die die oder der Beschuldigte eingeliefert worden ist
	8.	Anstalt oder Anstalten, in die der Beschuldigte eingeliefert worden ist,

	9.	Unterbrechung der Untersuchungshaft durch Strafvollzug (Beginn- und Enddatum)
	9.	Unterbrechung der Untersuchungshaft nach § 116b Satz 2 StPO:
a)	Datum des Unterbrechungsbeginns,
b)	Datum des Unterbrechungsendes,
c)	das Vollstreckungsaktenzeichen und die vollstreckende Behörde,

	10.	Datum der Übertragung der Zuständigkeit für die Brief- und Besuchskontrolle auf die Staatsanwaltschaft
	10.	Datum der Übertragung der Zuständigkeit für die Brief- und Besuchskontrolle auf die Staatsanwaltschaft,

	11.	Datum der Anordnungen und Beschwerdeentscheidungen zur Fortdauer der Untersuchungshaft oder einstweiligen Unterbringung
	11.	Datum der Anordnungen und Beschwerdeentscheidungen zur Fortdauer der Untersuchungshaft oder einstweiligen Unterbringung.

	Erläuterungen:
	

	Bei allen Angaben ist das zugrundeliegende Aktenblatt mit aufzuführen, bei den 
Angaben zu Nr. 7 lit. a, b und d sowie zu Nr. 11 zusätzlich auch das 
Aktenblatt, aus dem sich die Benachrichtigung der Angehörigen 
oder der Vertrauensperson gemäß § 114c StPO ergibt.
	5Bei den 
Angaben zu Nummer 7 Buchstabe a, b und d sowie Nummer 11 ist zusätzlich auch die Blatt- oder Seitenzahl zu vermerken, aus der sich die Benachrichtigung des Angehörigen oder der Vertrauensperson nach § 114c StPO ergibt.

	
	

	Liste 53a (§ 6 Abs. 6)
	§ 6 (3) 1Bei jedem Gericht und jeder Staatsanwaltschaft sind gesonderte Listen der Personen, gegen die eine Haft, Freiheitsentziehung oder Unterbringung vollzogen wird, zu führen. 2Hierbei sind 
das Aktenzeichen, 
der Name und Vorname der Person, 
der Beginn und das Ende der Maßnahme sowie besondere Fristen zu vermerken. 
3Die besonderen Fristen ergeben sich aus den nachfolgenden Bestimmungen. 
4Die Listen müssen nach den in Satz 2 genannten Daten abrufbar sein.

	Freiheitsentziehende Maßnahmen
	

	Zu erfassen sind:
	

	1.	Laufende Nummer
	

	2.	Vor- und Zunahme sowie Geburtsdatum und -ort der oder des Verhafteten
	

	3.	Bezeichnung des Gerichts, das die Freiheitsentziehung angeordnet hat (mit Geschäftsnummer)
	

	4.	Straftat, die der oder dem Verhafteten vorgeworfen wird
	

	5.	Tag, an dem der Haftbefehl, Unterbringungsbefehl oder Unterbringungsbeschluss
a)	erlassen
b)	vollzogen
worden ist
	

	6.	Zuständiges Gericht oder verfolgende Behörde
	

	7.	Haftort
	

	8.	Datum der Haftprüfung
	

	9.	Durchgeführte Haftprüfungstermine
	

	10.	Zuständige Behörde für Brief- und Besuchskontrolle
	

	11.	Bezeichnung des Gerichts, das die Aufhebung der Freiheitsentziehung angeordnet hat (mit Geschäftsnummer)
	

	12.	Tag und Grund der Beendigung der Freiheitsentziehung
	

	13.	Bemerkungen
	

	Erläuterungen:
	

	Nach Aufhebung des Haftbefehls (der Unterbringung) und nach rechtskräftiger Beendigung des Verfahrens ist das Blatt zu durchkreuzen.
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